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Blätter sür Stadt und Land.
Keiblatt zur Oldenburger Zeitung.

Erscheint wöchentlich einmal in ' / - Bogen . Der Pränumerationspreis  für das Vierteljahr Dieser Blätter allein  ist
18 Grote Cour ., mit Der Oldenburger Zeitung zusammen  genommen 48 Grote . — Alle Postämter nehmen Bestellungen an.

Sonntag , den 9 . Februar . 1851 . 6 .

Die beabsichtigte Umgestaltung der Staats¬
und Gemeinde - Behörden.

Der umfangreiche „ Entwurf eines Gesetzes , be¬
treffend die Umgestaltung der Staats - und Ge¬
meinde - Behörden im Großherzogthum Oldenburg"
ist leider so spät , erst gleichzeitig mit der Vorlage
an den versammelten Landtag , der Oeffentlichkeit
übergeben , daß von einer Beleuchtung desselben durch
die Presse , als Organ der öffentlichen Meinung,
kaum noch irgend eine Einwirkung auf die, vielleicht
schon nahe bevorstehenden , Beschlüsse der gesetzgeben¬
den Staatsgewalten erwartet werden mag . Wenn
wir dennoch den Versuch hiezu machen , so möge man
die Veranlassung dazu theils in dem in Nr . 4 . die¬
ser Blätter abgedruckten Aufsatze , theils in unserer
Ueberzeugung von der Nothwendigkeit finden , die
von vielen sachkundigen Männern erhobenen erheb¬
lichen Bedenken gegen die beabsichtigte gänzliche
Umgestaltung der Staats - und Gemeinde -Behörden
wenigstens laut werden zu lassen , bevor letzterer die
zwingende Kraft eines Gesetzes verliehen wird.

Mit dem Verfasser des Aufsatzes in Nr . 4 . die¬
ser Blätter sind wir darüber einverstanden , daß der
vorliegende Gesetzentwurf in manchen Punkten wei¬
ter geht , als das Staatsgrundgesetz cs vorschreibt
und mit Nothwendigkeit  aus dessen Bestim¬
mungen gefolgert werden muß , und halten es mit
ihm für sehr bedenklich und nicht gerechtfertigt , an
die Stelle der seit länger als einem Menschenalter
bestehenden , mit mannichfachen Interessen der Ein¬
gesessenen eng verwachsenen Einrichtung der Staats¬
behörden , welche , wenn auch manche Mängel im
Laufe der Zeit hervorgetreten sind , doch an sich und
im Ganzen als zweckmäßig und die Interessen der

Staatsangehörigen schützend und fördernd sich be¬
währt hat , eine ganz neue  Ordnung und Verwal¬
tung der Rechtspflege zu setzen, welche neben jenen
Mängeln auch die überwiegenden guten Seiten deS
bisherigen Systems beseitigt , ohne eine Gewähr da¬
für zu bieten , daß aus ihr nicht noch größere Män¬
gel und eine geringere Förderung der materiellen
Interessen der einzelnen Staatsbürger , und somit
des ganzen Staats , hervorgehen werden , als aus
den bestehenden Einrichtungen.

Hiemit wollen wir jedoch keineswegs einer un¬
veränderten Beibehaltung des bisherigen staatlichen
Organismus das Wort reden , sind vielmehr ganz
damit einverstanden , daß die Rechtspflege und Ver¬
waltung in unserm Herzogthum — denn nur von
diesen , nicht auch von der Umgestaltung der Behör¬
den in den beiden Fürstcnthümern soll hier die Rede
sein — den Vorschriften des Staatsgrundge¬
setzes gemäß  umgestaltct werden müssen . Wir
haben uns aber nicht davon überzeugen können , daß
die Art und Weise , wie diese Umgestaltung nach
dem vorliegenden Gesetzentwurf geschehen soll , durch
das Staatsgrundgesetz geboten ist, und noch weniger
davon , daß dieselbe als zweckmäßig und die Interes¬
sen der Staatsbürger möglichst fördernd sich bewäh¬
ren , ja selbst nur als in jeder Beziehung ausführ¬
bar sich ergeben werde.

Nach unsrer Ansicht muß die neue Organisation
der Staats - und Gemeinde - Behörden , zur Vermei¬
dung der angedcuteten Gefahren , an das Bestehende
möglichst sich anschließen und daran nur so viel
ändern , als durch die Vorschriften des Staatsgrund¬
gesetzes geboten ist oder nach den gemachten Erfah¬
rungen als zweckmäßig sich darstellt und den Anfor¬
derungen der Gegenwart entspricht . In dieser
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Beziehung stehen wir also mit dem Verfasser des
Aufsatzes in Nr . 4 . d . Bl . aus demselben Boden,
können jedoch dem von ihm eingeschlagencn Wege
nicht überall folgen.

Zur näheren Begründung der vorstehenden all¬
gemeinen Sätze mögen , insoweit dieselben Nicht schon
ihre Rechtfertigung in sich selbst finden , die folgen¬
den Bemerkungen dienen:

I ) Daß den politischen Gemeinden eine freiere
selbstständigere Verwaltung ihrer Gemeinde - Angele¬
genheiten , als bisher , eingeräumt werde , ist , auch
abgesehen von den Vorschriften des Stäatsgrunv -'
gesctzes, gewiß zweckmäßig und nothwendig , um eine'
lebendigere TheilnahMe der einzelnen GeMei 'Ndege-
nossen an Gegenständen von allgemeinem Interesse
überhaupt rege zu machen . Wir sind auch ganz
damit einverstanden , daß es zweckmäßig iss , die' zur
Zeit nur vorhandenen gemeinsamen Gemeinde - An¬
gelegenheiten und Interessen durch Ueberweisung'
andrer , bisher besonders verwalteter , Gegenstände
an die Gemeindebehörden zu vermehren und zu er¬
weitern . Allein ' eine Nothwendigkeik , dem Gemeinde-
Vorstände (Bürgermeister ) auch einen so erheblichen
Theil der bisher von den Aemtern wahrg 'enomm 'r-
nen Staats - Verwaltungs - Geschäfte  zu über¬
tragen , wie in den Art . 9 . und 13 . bis 36 . des
Entwurfs geschehen , vermögen wir aus dem Staäts '-
grundgesetze nicht herzuleiten , und müssen die Zweck¬
mäßigkeit einer solchen Einrichtung entschieden be¬
zweifeln.

In den Motiven (S . 117 .) ist hervor gehoben,
däß die nach dem Entwurf den Bürgermeistern zu
übertragenden Geschäfte , wenigstens in größeren
Gemeinden , leicht den größten Theil der Thätigkeit'
eines geschäftskundigen  Mannes in Anspruch
nehmen würden ; und von der Richtigkeit dieses
Satzes , welcher übrigens von fast allen nach Art : 4.
zu bildenden Gemeinden gelten möchte , sind auch
wir überzeugt . Eben darin finden wir aber einen
entscheidenden Grund gegen  die vorgeschlagene
neue Einrichtung.

Nach unsrer KenntNiß der Bewohner uttsets
Landes müssen wir gegründete Zweifel hegen , daß
selbst ' nur in dem kleineren Theile der Gemeinden
qualisicirte Personen sich finden werden , welche ne¬
ben dem nöthigen Grade allgemeiner Bildung die

erforderliche Selbstständigkeit und diejenige geistige'
und sittliche Befähigung besitzen , welche unsers Er¬
achtens von einem Manne gefordert werden müssen,
dessen Händen so viele Interessen der einzelne Ge¬
meindegenossen anvertraut werden sollen . Eine
Folge der neuen Einrichtung ' würde ' es' daher ' sein;
daß ein großer Theil der Bürgermeist 'ek die ihnen
übertragenen Staats - Verwaltungs - Geschäfte mehr
oder weniger einem Privatschreiber überlassen , bei'
welchem die Interessen der Eingesessenen eine ge¬
nügende und unparteiische Berücksichtigung nicht
immer finden dürften . Dazu kommt , daß das im
Art . 41 . des Entwurfs vorgeschkagene Gehalt von
150 — 500 H durchschnittlich zu gering ist , um ei¬
nen sonst befähigten Man » veranlassen zu können,
seine Thätigkeit fast ausschließlich deM' Dienste des
Staats und der Gemeinde zu widmen.

SodanN kommt aber wesentlich in Betracht , daß
der Bürgermeister von den Gemeindegenossen ge¬
wählt ' werden soll , und das im Art . 65 : des Staats-
grUndgesetzcs dem Staate vorbehaltcNe Recht ' der
Mitwirkung bei der Ernennung  desselben nach
der Natur der Sache der Staatsregierung eine we¬
sentliche Einwirkung daraus , daß nur geeignete Per¬
sonen gewählt werden , nicht verschaffen , ihr den
nöthigen Einfluß bei Besetzung der untern Verwal¬
tungsstellen Nicht sichern kann.

2 ) Wir sind demnach , freilich aus einem andern
Grunde , Mit dem Aufsätze in Nr . 4 . dieser Blätter
darüber einverstanden , daß es gerathen sei , die
jetzig en A e Mt er im Wesentlichen in ihrem bis¬
herigen Umfange als Verwaltüngsämter ferner bei¬
zubehalten ; halten aber dafür , daß die Zahl dersel¬
ben ' Wohl noch etwas mehr , als dort angenommen,
verringert werden kann , daß es dagegen im Interesse
des Dienstes , und um Anfängern die Gelegenheit
zur praktischen Ausbildung zu geben , nothwendig
sei , den Amtmännern , wie bisher einen Hülfsbe-
a'mten zur Seite zu stelle « .

Wenn nun auf ' der einen Seite die Geschäfte
der auf etwa 20 ' zu ' beschrankenden VerwaltüNgS-
Aetnter dadurch , daß die gestimmte Rechtspflege,
Pöltzcigerichtsbatkeit ' Und das VorMundschastsweseN
ihnen abgenommen und ihre Geschäfte in Angelegen¬
heiten der politischen Gemeinden erheblich vermin¬
dert werden , daß ferner den Marschämtern durch die
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neue Organisation der Wässerdau - Genossenschaften
und den Geestämtern durch die nüch - Artl 252 . des«
Stkatstzründgesetzes einzusetzende Kolvnisationsbet-
hödde eiN^bedeutender Theil ihrer bisherigen - Wirk¬
samkeit entzogen werden wird , wesentlich sich ver¬
ringert so erscheint e§ auf der andern Seite thunlich'
und zweckmäßig , ihnen eine größere Selbstständigkeit'
in Verwaltuntzssachen beizulegen , als den jetzigen
Aettltern - gegeben ' ist.

Eine solche Einrichtung würde unseres Erachtens
den Interessen der Eingesessenen weit förderlicher
sein , als die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Bil¬
dung von -nur 7 bis lOWerwaltüngskreisen , welche
offenbar zu gross sind , um es dem Kreisamtmann
möglich zu machen , aus eigener Anschauung und
Erfahrung sich die wünschenswerthe genaue Kunde
von den Interessen und Bedürfnissen seiner Amts¬
eingesessenen zu verschaffen , und deshalb zur Folge
haben werden , daß das Kreisamt nur zu oft veran¬
laßt ist , auf die Berichte der Bürgermeister allein
seine Entscheidung zu bauen.

Daß auch bei solcher Einrichtung der Verwal¬
tungsämter eine Vertretung der Eingesessenen durch
von ihnen gewählte Amts -Abgeordnete wirksam und
von wohlthätigemt Einflüsse werden kann , dürfte
nicht bezweifelt werden.

3 ) Mit der im vorliegenden Gesetz -Entwurf vor¬
geschlagenen Bildung und Einrichtung der Frie¬
den sg ^ richte sind wir zwar im Allgemeinen ein¬
verstanden , halten es aber für bedenklich , ihre Zu¬
ständigkeit in streitigen Rechtssachen auf 75 H zu
bestimmen , während der mehrgedachte Aussatz gar
die Summe von 100 H vorschlägt.

Der Competenz unsrer jetzigen Aemter (früher
25 H Gold , jetzt 30 H Courant ) liegt die Bestim¬
mung des Französischen Rechts zum Grunde , worin
die ' Zuständigkeit der Friedensrichter zur Entschei¬
dung streitiger Rechtssachen bis zu 100 Franks
(gleich 25 H Gold ) festgesetzt ist . Mag man diese
Summe für unsre Friedensgcrichte auch noch um
etwas erhöhen , um die Zahl der in erster Instanz
vor die Landgerichte gehörenden Civilprocesse thun !--
lichst zu verringern , so müssen wir doch die Summe
von 75 H für viel zu hoch gegriffen halten . Denn
eine anch nur 5ü - übe rsteigende- Summe - iss sür
die große Mehrzahl - der rechtsunkuüdigen Staats¬

bürger schon ein zu erhebliches Kapital , um nicht,
das Bedürfniß zu fühlen , sich- bei einem darüber zu¬
führendenPrvcesse des Beistandes ^ eines mit den
processualischen - Formen vertrauteren und mit allge¬
meinen Rechtsgrundsätzen mehr betrauten Mannes
zu bedienen . Dazu einen Anwalt anzunehmen , ist
aber nur thunlich , wo das FricdenSgericht an dem¬
selben Orte mit dem Landgerichte sich befindet , und
so wird die vorgeschlagene Competenz der Friedens¬
gerichte die im «Interesse der streitenden - Theile so
wenig , wie der Rechtspflege überhaupt , wünschens¬
werthe Folge haben , daß alle erheblicher » Rechts¬
streitigkeiten vor den Friedensgerichten durch Perso¬
nen geführt werden , welche aus der Vertretung der
Partheien ein Gewerbe machen , gleichwohl aber der
genügenden juristischen Bildung entbehren.

Die neue Hannoversche Gerichtsverfassung , welche
übrigens bislang noch nicht in Wirksamkeit getreten
ist und noch nicht als zweckmäßig sich bewährt hat)
bestimmt freilich die Zuständigkeit der nur mit einem
Richter besetzten Gerichte unterster Instanz auf
100 »P ; dabei ist aber vorausgesetzt , daß auch bei
diesen Gerichten Advokaten als Sachführer auftre-
ten , und dennoch haben sich dort viele gewichtige
Stimmen gegen diese Einrichtung ausgesprochen.

4) Nach dem Entwürfe und dein angehängten
Uebergangs - Gesetze sollen mit der beabsichtigten
Einrichtung - der einzelnen Ministerien alle  bisheri¬
gen mittleren Verwaltungsbehörden (Regie¬
rung , Cammer u . s. w .) eingehen,  indem das be¬
treffende Ministerium selbst  die von diesem bisher
besorgten Geschäfte , soweit solche nicht auf die
Aemter übergehen , als obere Verwaltungsbe¬
hörde  wahrnehmen will.

Daß wir mit einer solchen Einrichtung nicht
einverstanden sind , dürfte schon aus Vorstehendem
zu entnehmen sein , und wir müssen gestehen , daß
keine der vorgeschlagenen Aenderungcn der bisheri¬
gen Staatseinrichtungen - uns weniger zweckmäßig
und ausführbar erscheint , als jene . Nach einer
zwingenden , Nothwcndigkeit , die geflammte
innere Staatsverwaltung -, in dem in den Art . 136
bis 138 angegebenen Umfange , einem einzigen
verantwortlichen  Manne (Demi Minister deS
Inneren ) zw übertragen , welcher ) außer den ihm
als Mitglied des Gesammtministeriums obliegenden,
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gewiß nicht unerheblichen Geschäften , über alle jene

Gegenstände allein zu entscheiden  hat , haben

wir vergebens geforscht . Aus der Bestimmung des

Art . 24 . des Staatsgrundgesetzes : „das Staats¬

ministerium nimmt unter dem Großherzoge die

oberste Leitung  der Regierung wahr " , vermögen

wir die gesetzliche Nothwendigkeit nicht herzuleiten,

dem Staatsministerium , insbesondere dem Ministe-

rial - Vorstande des Innern , eine so umfangreiche

unmittelbare eigene Verwaltung  aufzutra¬

gen , und müssen bezweifeln , daß ein,  selbst unge¬

wöhnlich begabter , Mann im Stande ist , über die

Masse von Einzelnheiten , welche seiner Entscheidung

oder definitiven Bestimmung bedürfen , ein eigenes

Urtheil sich zu bilden . — Eben so wenig wird man

aus der bisherigen , gewiß nicht zweckmäßigen , Viel¬

heit der oberen Verwaltungsbehörden die Nothwen¬

digkeit herleiten können , das Eentralisativnsprincip

durch Vereinigung aller dieser Behörden in Einer

Person nun plötzlich bis auf die äußerste Spitze zu

treiben . — Oder glaubt man etwa,  die Interessen

der Staatsbürger seien besser gewahrt , wenn solche

nur von dem Enschlusse eines  verantwortlichen

Staatsbeamten abhangen , als wenn ein verant¬

wortliches Collegium  darüber zu entscheiden

hat ? Wird nicht die Verantwortlichkeit dieses Ei¬

nen durch ihren zu großen Umfang völlig illosvrisch?

Schon der Art . 144 . Nr . 3 . des Entwurfs , ver¬

bunden mit den Bestimmungen des Art . 137 , na¬

mentlich z. B - Nr . 7 . 10 . 12 . 17 . , scheint ein schla¬

gendes Argument für die Verneinung  obiger

Fragen abzugeben , wie wir dem der Verhältnisse

nur einigermaßen kundigen Leser wohl nicht weiter

auseinander zu setzen brauchen.
Unsers Erachtens läßt sich die nöthige Einheit

in der Verwaltung , verbunden mit der wünschens-

werthen Raschheit in Erledigung der Geschäfte , auf

eine das materielle Wohl der Staatsbürger weit

sicherer fördernde Weise durch eine , nach Art der

Preußischen Bezirks -Regierungen eingerichtete , obere

Verwaltungsbehörde (Regierung ) Herstellen , welcher

die Geschäfte der jetzigen Regierung , des General-

directoriums deö Armenwesens , des Konsistoriums,

der Cammer (mit Ausnahme der eigentlichen Finanz¬

fachen ) und einiger anderen Behörden insoweit über¬

tragen würden , als solche nicht den Verwaltungsämtern

zu überlassen sind . Eine solche Behörde würde,

außer den nöthigen Fachbeamten und dem Präsiden¬

ten , mit höchstens sechs Mitgliedern genügend besetzt

sein , und in mindestens drei Senate , zur rascheren

Erledigung der Geschäfte , getheilt werden können.

Schließlich bemerken wir , daß die Kosten der

von uns gewünschten Einrichtung und Verwaltung

schwerlich diejenigen der im Entwurf vorgeschlage¬

nen erreichen werden . *)

Die Pferdemärkte in Oldenburg.

Ob die Vermehrung  der Pferdemärkte in

Oldenburg sich empfehle ? So war , in Veranlas¬

sung eines Antrags deS Elsflether Amtsausschusses,

von der großherzogl . Regierung gefragt worden,

und gleich den Aemtern hatte auch der Stadtmagi¬

strat in Oldenburg darauf zu antworten . Derselbe

hatte bereits geachtete Pferdehändler und einige

Wirthe befragt , als er seine Ansicht dahin aussprach,

daß er eine Vermehrung der Pferdemärkte um einen,

zwischen dem Medardus - und August - Markt zu

haltenden , nicht zweckmäßig , dagegen eine Erfr  ri¬

tz ung  des Augustmarktes um 8 Tage für empfeh¬

lenswertst halte . Der Stadtrath , zum Gutachten
aufgefordert , erwog ebenfalls , daß eine Vermehrung
die Concurrenz zu sehr vertheilen , den Verkehr zer¬
splittern und so dem Ansehn der Oldenburgischen
Märkte schaden würde . Er trat also dem Stadt¬
magistrate bei , indem er eine Erfrühung des August¬
markts um 8 — 14 Tage , jedenfalls um so viel , daß
er vor dem Bremer Jakobimarkte abgehalten wer¬
den könne , empfahl , jedoch wünschte , daß die Aen-
derung erst im Jahr 1852 eintrete und auf dem

Augustmarkte d . I . durch Anschlag bekannt gemacht
würde.

*) Wir werden in nächster Nummer eine Abhandlung von
einem dritten Berf . bringen . A. d. R . -

«ir ch enn ach rieht.

Sonntag , den 9 . Februar predigen in der Lambertikirche:

Frühpredigt : Herr Assist.-Pred . Gramberg . Ans . 8 '/ - Uhr.
Hauptpredigt : „ Pastor Gröning . „ 10 „
Bibelstunde : „ Kirchenrath Claußen . „ 3 „

(1 . Mos . Cap . 2 , V . 18 bis 2ii .)

Die Wochcngeschäfte übernimmt vom S. bis IS . Februar:
Herr Kirchenrath Claußen.

Rcdacteur : H. Rüder. Verlag und Schnellpressendruck von Gerhard Stalitng in Oldenburg.
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Sonntag , den 16 . Februar . 1851 . ' " .7^ .-UV,

Die neue Organisation der Staats - und Ge¬
meindebehörden

ist ein Gegenstand von so großer ' Wichtigkeit , daß es
dem Verfasser als Pflicht erschien, die nachstehenden,
hauptsächlich die Verwaltung des hiesigen -Her¬
zogthums  betreffenden Bemerkungen mitzutheilcn.

. Eine neue Organisation , die sich lebensfähig und,
nützlich erweisen soll , muß die geschichtlich gewordenen
und mit den Verhältnissen des Landes verwachsenen Ein¬
richtungen zur Unterlage nehmen , und nur nach dem
wäHrm .'Bedürfnisse ändern . Der jetzige Organismus
gewahrt dm Staatsangehörigen im Ganzen eine gesetz¬
liche sind' humane . Behandlung , Schutz gegen Bedrückung,
und Uebergriffe, ist mithin der Hauptsache nach gesund
und gut . Vollkommen hat er freilich nie sein können,
und seine ursprünglichen Mängel sind, weil es an zeitge¬
mäßer Fortbildung fehlte , nach und nach fühlbarer ge¬
worden . Hauptsächliche Ursache der obwaltenden Miß-
ständc dürften sein:

1) die Beengung der Gemeinden in der Verwal¬
tung ihrer Angelegenheiten durch Formalismus und Ein¬
mischung der Staatsbehörden;

2) die, Einheit und Uebercinftimmung der Behand¬
lung gefährdende , in sich zweckwidrige Zersplitterung man¬
cher Geschäfte zwischen verschiedenen Behörden ;'' - - -
d - 3) die, viele mit dem Nutzen nicht im Verhältnisse

stehende Weitläuftigkeiten und Verzögerungen veranlas¬
sende, zu beschränkte Competenz der Aemter und der ho¬
hem Landcsbchörden;

ä ) der Zwang , alle Acte der freiwilligen Gerichts¬
barkeit beim Amte vornehmen ' -lassen zu müssen;

5 ) Lie sowohl in der Richtung der Gesetzgebung
als auch zu- einander nicht klar gestellte Abgränzung der.
Zuständigkeiten der hohem Landesbehörden ;

6) die Schwerfälligkeit des Geschäftsganges bei den
höhcrn Verwaltungsbehörden und die Verdunkelung der
Verantwortlichkeit der Mitglieder derselben durch eine fast
alle , Persönlichkeit verschlingende Kollegialität;

7) die unbestimmte Dauer der provisorischen An¬
stellung im Staatsdienste , verschiedene Mißverhältnisse in
der Verwendung und Besoldung der Staatsdiencr , die
Verordnung vom 23 . Juli 1841 wegen Dienstentlassung
und Suspension derselben, und der Mangel eines Pen-
sionsgcsetzes.

Nach unserer Ansicht, daß der sichere Boden des Be¬
stehenden nicht weiter verlassen werden darf , als zur Er¬
reichung des gewünschten Bessern nothwendig , ist hiermit
zugleich im Allgemeinen angcdcutet , was eine Reform
der Organisation der Staats - und Verwaltungsbehör¬
den des hiesigen Landes zum Vorwurf nehmen muß.
Wir wollen versuchen, cs im Einzelnen etwas näher zu
bezeichnen.

1) Genaue Abgränzung der Gemeinde -Angelegenhei¬
ten von den Gegenständen der staatlichen Verwaltung,
um den Gemeinden die durch's Staatsgmndgcsctz ihnen
zugesicherte freie Selbstverwaltung zu verschaffen; sodann
Ermittelung und Bestimmung der durch den Staatszweck
nothwendig erforderten Beschränkungen dieser Selbstver¬
waltung ; endlich Beschränkung der Gemeinde - Vertreter
und Gemeinde -Obrigkeiten in ihrer Wirksamkeit auf diese
dienstliche Eigenschaft . Bei der früheren Verfassung,
welche die Gemeinden einer sich allenthalben äußernden
staatlichen Bevormundung unterwarf , mochte der Kirch-
spiclsvogt zugleich Gemeinde -Vorstand und Official der
Regierung für mancherlei polizeiliche und andere staat¬
liche Verwaltungsgeschäste sein. Mit einer freien Selbst¬
verwaltung der Gemeinden unter sclbstgewähltcn Vertre¬
tern und Beamten ist aber eine solche Zwitterstcllung die¬
ser -fast unvereinbar . Die Staatsverwaltung wird die
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